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(Nr. 7357.) Geſetz, die Abänderung einiger Beſtimmungen der Konkursordnung vom 
8. Mai 1855. betreffend. Vom 12. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für diejenigen Landestheile, in denen die Konkursordnung vom 8. Mai 1855. 
(Geſetz Samml. S. 321.) Geltung hat, was folgt: 


Artikel J. 


In der Konkursordnung vom 8. Mai 1855. werden die $$. 17. 56. 128. 

138. 149. 155. 163. 181. 182. 183. 184. 189. 193, 201. 208. 209. 244. 280. 

und zwar jeder einzeln in der Art abgeändert, wie derſelbe nachſtehend unter 
ſeiner bisherigen Nummer umgeſtaltet iſt. 3 | 


$. 17. : 
Wenn von dem Gemeinſchuldner Kauf⸗ oder Lieferungsgeſchäfte über fun⸗ 
Ible Sachen, welche einen marktgängigen Preis haben, oder über geldwerthe 
apiere dergeſtalt geſchloſſen worden ſind, daß ſie erſt nach der Konkurseröffnung 
dꝛ!ur Erfüllung kommen ſollen, jo kann weder von der Gläubigerſchaft noch von 
i dem Mitkontrahenten des Gemeinſchuldners Erfüllung geforderk werden, ſondern 
es findet aus dem Geſchäfte nur ein Anſpruch auf Entſchädigung ſtatt. 
Dieſer Anſpruch beſtimmt ſich nach der Differenz zwiſchen dem Kontrakt⸗ 
preiſe und demjenigen Preiſe, welcher als der am Tage der Konkurseröffnung 
für gleichartige und auf dieſelbe Erfüllungszeit abgeſchloſſene Geſchäfte ſich ergebende 
Markt⸗ oder Börſenpreis am Orte der Erfüllung oder an dem für letzteren maaß⸗ 
gebenden Handelsplatze nach den dafür beſtehenden örtlichen Einrichtungen feſt⸗ 
geſtellt iſt, oder in Ermangelung ſolcher Feſtſtellung durch das Gutachten Sach⸗ 
verſtändiger ermittelt wird. : 
Iſt ein ſolcher Markt⸗ oder Börſenpreis auch durch Sachverſtändige nicht 
zu ermitteln, ſo beſtimmt ſich der Entſchädigungsanſpruch nach der Differenz, 
welche ſich zwiſchen dem Kontraktpreiſe und dem Markt⸗ oder Börſenpreiſe an 
Jahrgang 1869. (Nr. ei 62 em 


Ausgegeben zu Berlin den 24 März 1869, 


;; 8 
dem kontraktlichen Erfüllungstage oder für die Dauer der kontraktlichen Erfüllungs⸗ 
zeit nach einer Durchſchnittsberechnung ergiebt. ö 


$. 56. 


Wenn eine Forderung ungetheilt auf mehreren Grundſtücken haftet, die 
ſämmtlich oder von denen eins oder mehrere zur Konkursmaſſe gehören, ſo iſt 
bei Vertheilung der Kaufgelder nach folgenden Grundſätzen zu verfahren: 


1) Der Gläubiger iſt berechtigt, ſich an die Kaufgelder jedes einzelnen 
Grundſtücks wegen ſeiner ganzen Forderung zu halten. f 


2) Soweit der Gläubiger aus den Kaufgeldern Eines Grundſtücks ſeine 
Befriedigung erhält, erliſcht die Korrealhypothek auf den mitverhafteten 
Grundſtücken, und iſt die Löſchung derſelben im Hypothekenbuche vom 
Subhaſtationsrichter von Amtswegen zu beantragen. 


$. 128. 


Bei der Konkurseröffnung hat das Gericht von Amtswegen einen einſt⸗ 
weiligen Verwalter der Maſſe zu beſtellen. 


Der ernannte einſtweilige Verwalter iſt in der öffentlichen Bekanntmachung 
der Konkurseröffnung (F. 123.) oder in einer ſchleunigen nachträglichen Bekannt⸗ 
machung namhaft zu machen. Dabei ſind zugleich die Gläubiger aufzufordern, 
in einem Termin, der nicht über vierzehn Tage hinausgeſetzt werden darf, ihre 
Erklärungen und Vorſchläge über die Beibehaltung des beſtellten einſtweiligen 
Verwalters oder die Beſtellung eines anderen einſtweiligen Verwalters, ſowie 
darüber abzugeben, ob ein einſtweiliger Verwaltungsrath zu beſtellen und welche 
Perſonen in denſelben zu berufen ſeien. \ 

Nach Abhaltung des Termins beſchließt das Gericht über die Beibehaltung 
des bisherigen oder die Beſtellung eines anderen einſtweiligen Verwalters ſowie 
hinſichtlich der Beſtellung eines einſtweiligen Verwaltungsrathes nach ſeinem 
Ermeſſen, unter Berückſichtigung der von den Gläubigern gemachten Erklärungen 
und Vorſchläge, ohne jedoch an dieſelben gebunden zu ſein. Wird die Beſtellung 
eines anderen einſtweiligen Verwalters beſchloſſen, fo iſt dieſelbe öffentlich bekannt 
zu machen (F. 123.). 


$. 138. 


Die Verhaftung des Gemeinſchuldners (§. 137.) iſt anzuordnen, wenn 
und ſo lange dieſelbe nach dem Ermeſſen des Gerichts zur Förderung oder Sicher⸗ 
ſtellung der Verhandlungen im Konkurſe erforderlich iſt. 


§. 149. 


Die Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten für die Orte, wo der Gemeinſchuldner 
wohnt oder ſein Geſchäft betreibt, müſſen von der Arreſtlegung ſofort beſonders 
benachrichtigt werden; es find dieſelben zu veranlaſſen, alle für den Gemein⸗ 
ſchuldner eingehenden Sendungen und Briefe dem Verwalter der Maſſe aus 
zuhändigen. | BR 
| F. 155, 


9.455. 


Wenn der Gemeinſchuldner eine Bilanz übergeben hat ($. 116.), fo ift 
dieſelbe durch den einſtweiligen Verwalter zu prüfen und zu berichtigen; iſt noch 
keine Bilanz vorhanden, ſo muß dieſelbe von dem einſtweiligen Verwalter auf⸗ 
geſtellt werden. 

In der Bilanz ſind die Schulden unter Angabe der Verfallzeit einzeln 
aufzuführen ($. 153. Abſ. 4.). Bei Korreal Obligationen, insbeſondere bei 
Wechſelverbindlichkeiten, jmd auch die Namen der Mitverpflichteten und der 
Grund der Mithaftung erſichtlich zu machen. 

Bei der Aufſtellung oder bei der Prüfung und Berichtigung der Bilanz 
iſt der Gemeinſchuldner zuzuziehen, wenn derſelbe ohne Aufenthalt zu erlangen ift. 

Die Aufſtellung, Prüfung und Berichtigung der Bilanz erfolgt auf Grund 
des Inventars, der Bücher und Papiere des Gemeinſchuldners, ſowie auf Grund 
der Aufklärungen, welche ſich der einſtweilige Verwalter durch den Gemein⸗ 
ſchuldner oder auf andere Weiſe verſchaffen kann. 

Die Bilanz iſt an den Kommiſſar abzugeben und nebſt dem Inventar 
und den Handelsbüchern in dem Gerichtslokale zur Einſicht jedes Betheiligten 
offen zu legen. Auf ſeinen Antrag erhält jeder Gläubiger gegen Erſtattung der 
Koſten eine Abſchrift der Bilanz. ER 


$. 163. 


= „Der einſtweilige Verwalter muß binnen Monatsfriſt nach ſeiner Ernennung 
über die Lage der Sache, die hauptſächlichen Gründe und Veranlaſſungen, ſowie 
über die Natur und den Karakter des Konkurſes einen ſchriftlichen Bericht er⸗ 
ſtatten. Ueber die Buchführung des Gemeinſchuldners, namentlich darüber, ob 
dieſelbe den Beſtimmungen der Art. 28. bis 33. des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches entſpricht, muß der einſtweilige Verwalter entweder ſich in 


A 


ſeinem Berichte gutachtlich äußern oder das Gutachten eines Bücherreviſors bei⸗ 

fügen. Der Kommiſſar hat dieſen Bericht alsbald mit ſeinen Bemerkungen zu 

verſehen und dem Konkursgericht einzureichen, auch Abſchrift des Berichts nebſt 
den Bemerkungen der Staatsanwaltſchaft mitzutheilen. 

Der Bericht iſt nebſt den Bemerkungen des Kommiſſars in dem Gerichts⸗ 


lokale zur Einſicht jedes Betheiligten offen zu legen. 


F. 181. 


Nach Abhaltung des erſten allgemeinen Prüfungstermins 0 164.) kann 
zwiſchen den Konkursgläubigern und dem Gemeinſchuldner ein Vergleich zum 
Zweck der Wiederaufhebung des Konkurſes mit rechts verbindlicher Kraft für 
widerſprechende und für nicht theilnehmende Gläubiger (Akkord) auf den Antrag 
des Gemeinſchuldners geſchloſſen werden. 
Die Schließung des Akkords muß gerichtlich erfolgen. 

Der Gemeinſchuldner hat mit dem Antrage einen Akkordvorſchlag zu ver⸗ 

1 05 9 Akkordvorſchlag it im Gerichtslokale zur Einſicht jedes Betheiligten 
offen zu legen. 5 
Ar 7357 62* $. 182, 
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| % ö. 482% | N nn 

Wenn in dem erſten Prüfungstermine Forderungen ſtreitig geblieben, oder 
außer den feſtgeſtellten Forderungen noch andere ſeither angemeldet ſind, ſo iſt, 
vor Anberaumung des Termins zur Verhandlung und Beſchlußfaſſung über den 
Akkord, in Anſehung einer jeden ſtreitigen oder noch nicht geprüften Forderung 
feſtzuſetzen, ob und für welchen Betrag dieſelbe vorläufig in dem Akkordverfahren 
als eine zu berückſichtigende zugelaſſen werden ſoll. | 11 

Um dieſe Feſtſezung vorzubereiten, hat der Kommiſſar einen Erörterungs⸗ 
termin anzuberaumen. Der Termin darf nicht unter acht und nicht über vierzehn 
Tage beſtimmt werden; derſelbe iſt entweder öffentlich bekannt zu machen (F. 123.), 
oder den bei den zu erörternden Forderungen Betheiligten beſonders anzuzeigen. 

In dem Termine werden die ſämmtlichen ſtreitigen oder noch nicht ge⸗ 
prüften Forderungen zur Erörterung gezogen, und die anmefenden Intereſſenten 
hinſichtlich jeder einzelnen Forderung über die Zulaſſung zum Mitſtimmen im 
Akkordverfahren mit ihren Erklärungen und Anträgen gehört. 

Nach Abhaltung des Termins wird von dem Gerichte über die Zulaſſung 
durch Beſchluß entſchieden. Die Zulaſſung iſt im Falle des Widerſpruchs aus⸗ 
zuſprechen, ſoweit nach dem Ermeſſen des Gerichts die Forderung wahrſcheinlich 
in Richtigkeit beruht. Ausnahmsweiſe kann das Gericht beſchließen, daß die 
Verhandlung und Beſchlußfaſſung über den Akkord bis nach endgültiger Erledigung 
aller oder einzelner Streitigkeiten ausgeſetzt bleibe. 

Der Beſchluß muß binnen acht Tagen nach dem Erörterungstermine erfol⸗ 
gen. Gegen den Beſchluß iſt eine Beſchwerde oder ein ſonſtiges Rechtsmittel 
nicht zuläſſig. 

F. 183. 


Der Termin zur Verhandlung und Beſchlußfaſſung über den Akkord iſt 
öffentlich bekannt zu machen (F. 123.) Der Termin iſt dem Gemeinſchuldner, 
dem Verwalter der Maſſe und allen Gläubigern beſonders anzuzeigen, deren 
Forderungen durch Anerkenntniß oder rechtskräftiges Erkenntniß als richtig feſt⸗ 
geſtellt oder durch den Beſchluß des Gerichts vorläufig zugelaſſen worden find; 
den Gläubigern iſt hierbei der Akkordvorſchlag abſchriftlich mitzutheilen. Jedoch 
iſt die Gültigkeit der Verhandlung von dieſer beſonderen Benachrichtigung der 
genannten Betheiligten nicht abhängig. 

In der Bekanntmachung und in den den Gläubigern zuzuſtellenden An⸗ 
zeigen iſt zu bemerken, daß die Handelsbücher, die Bilanz nebſt dem Inventar 
und der von dem Verwalter über die Natur und den Karakter des Konkurſes 
erſtattete ſchriftliche Bericht (F. 163.) im Gerichtslokale zur Einſicht der Bethei⸗ 
ligten offen liegen. 


Der Gemeinſchuldner muß in dem Termine perſönlich erſcheinen, die Ver⸗ | 


tretung durch einen Bevollmächtigten kann ihm nur dann geſtattet werden, wenn 
er wegen Krankheit oder aus anderen perſönlichen Gründen zu erſcheinen außer 
Stande iſt. | | 

§. 184 


In dem Termin hat der Kommiſſar über die Lage der Sache und A | 
2% de, 


ben Gare PAAR 


$. 189. 
Der Antrag auf Schließung des Akkords ift unzuläſſig: 
1) wenn der Gemeinſchuldner ſich auf flüchtigen Fuß geſetzt hat 
2) wenn derſelbe wegen betrüglichen Bankerutts auch nur vorläufig in 
Anklageſtand verſetzt iſt, bis er freigeſprochen oder endgültig außer Ver⸗ 
folgung geſetzt worden iſt. Durch die Eröffnung der Unterſuchung und 
die Verurtheilung des Gemeinſchuldners wegen einfachen Bankerutts 
wird der Akkord nicht ausgeſchloſſen; jedoch iſt vor der Beſchlußfaſſung 
die Aeußerung der Staatsanwaltſchaft über die in der Unterfuchung 
ermittelten Thatumſtände einzuholen und den Gläubigern mitzutheilen; 
3) wenn in demſelben Konkurſe bereits ein Akkordverfahren eröffnet geweſen 
und durch Ablehnung der Gläubiger oder durch Erkenntniß oder dadurch 
beendigt worden iſt, daß der Gemeinſchuldner nach öffentlicher Bekannt⸗ 
machung des Akkordtermins ſeinen Antrag zurückgezogen hat. Die Be⸗ 
kanntmachung gilt als veröffentlicht, ſobald die erſte Anzeige in einem 
der hierzu beſtimmten öffentlichen Blätter erſchienen iſt. N 


5 198. 
Das Gericht hat die Beſtätigung des Akkords zu verfagen: 

1) wenn die für das Verfahren und für den Abſchluß des Akkords 
gegebenen Vorſchriften nicht beobachtet ſind; in dieſem Falle kann das 
i auf Antrag des Gemeinſchuldners wieder aufgenommen 
werden; 

2) wenn der Gemeinſchuldner ſchon früher einmal in Konkurs verfallen 
war und nicht überzeugend darzuthun vermag, daß er lediglich durch 
unverſchuldetes Unglück wieder in dieſe Lage gerathen tft; 

3) wenn gegründeter Verdacht vorhanden iſt, daß der Gemeinſchuldner ſich 
der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers vor dem anderen ſchuldig 
gemacht hat, oder ein Betrug bei der Zuſtandebringung des Akkords 
begangen worden iſt 


Ur. 7357.) 4) wenn 


e e 


4) wenn in anderer Weiſe das Intereſſe der öffentlichen Ordnung, oder 
das Intereſſe der Gläubiger durch den Akkord benachtheiligt erſcheint. 
Letzteres iſt in der Regel anzunehmen, wenn 

a) der Akkord überwiegend durch die Zuſtimmung ſolcher Gläubiger, 
denen neben dem Gemeinſchuldner noch andere Perſonen ſolidariſch 
mitverpflichtet ſind, gegen die Stimmen ſolcher Gläubiger, denen 
der Gemeinſchuldner allein haftet, zu Stande gekommen iſt , 

p) wenn die erforderlichen Majoritäten an Stimmen oder Kapital nur 
durch die Theilnahme der im H. 102. Nr. 3. bezeichneten Perſonen 
oder ſolcher Gläubiger erreicht worden ſind, welche erſt ſeit der 
Konkurseröffnung durch freiwillige Rechtsgeſchäfte Eigenthümer der 
Forderungen geworden ſind, mit denen ſie für die Annahme des 
Akkords geſtimmt haben. 


§ 201. 


Im Falle der Nichterfüllung der akkordmäßigen Verpflichtungen iſt der 
Akkord in Anſehung aller Forderungen, welche in dem Konkurſe als richtig feſt⸗ 
geſtellt worden ſind, ſowohl gegen den Gemeinſchuldner als auch gegen Dritte 
vollſtreckbar, welche ſich in dem gerichtlichen Akkorde den Gläubigern als Selbſt⸗ 
ſchuldner verpflichtet haben. d 

Wegen anderer Forderungen findet die Exekution in Gemäßheit des 
Akkords erſt dann ſtatt, wenn der Gläubiger für die Forderung einen vollſtreck⸗ 
baren Titel erlangt hat. 

Wegen Forderungen, welche den Wirkungen des Akkords nicht unterworfen 
ſind, iſt die Exekution gegen den Gemeinſchuldner ebenfalls zuläſſig, ſoweit die 
Forderungen in dem Konkurſe als richtig feſtgeſtellt worden ſind. 


F. 208. 5 


Die Gläubiger, welche durch den Akkord betroffen wurden, treten dem 
Gemeinſchuldner gegenüber in ihre vollen Rechte zurück. 5 

Diefelben haben zur Maſſe die Zahlungen nicht zurückzugewähren, welche 
ſie gemäß dem Akkorde in gutem Glauben empfangen haben. 

Treten ſie in dem fortgeſetzten Konkurſe als Gläubiger auf, ſo ſind bei 
den neuen Vertheilungen die an ſie in Gemäßheit des Akkords geleiſteten Zah⸗ 
lungen der wirklich vorhandenen Maſſe hinzuzurechnen und danach die Antheile 
ſämmtlicher Gläubiger zu berechnen, jenen Gläubigern iſt aber dasjenige, was 
ſie in Gemäßheit des Akkords ſchon erhalten haben, auf ihren Antheil an⸗ 
zurechnen. N n 

f F. 209. d „e 

Die vorſtehenden Beſtimmungen (§. 208.) ſind auch in dem Falle maaß⸗ 
gebend, wenn ohne vorherige Wiederaufhebung des Akkords ein neuer Konkurs 
über das Vermögen des Gemeinſchuldners eröffnet wird. Es kann jedoch in 
dieſem Falle der durch den Akkord betroffene Gläubiger nur bis zu dem Betrage 
der Akkordſumme Befriedigung verlangen. a 

? $. . 


eh 


Klee 


Soweit innerhalb der beſtimmten Friſt (F. 242.) keine Einwendungen 
gegen den Plan vorgebracht worden ſind, werden an die Gläubiger, deren For⸗ 
derungen feſtſtehen, die in dem Plane berechneten Antheile ſofort gezahlt. Den 
nicht erſchienenen, innerhalb des Norddeutſchen Poſtbezirks wohnenden Gläubigern 
können, wenn ſie nicht andere Anträge ſtellen, ihre Antheile durch die Poſt über⸗ 
ſendet werden, ſoweit die Poſteinrichtungen es geſtatten. Die übrigen Poſten, 
zu welchen ſich kein Empfangsberechtigter meldet, werden auf Gefahr und Koſten 
1 5 Gläubiger als Spezialmaſſen in gerichtlicher Aufbewahrung 

ehalten. 


$. 280. 


Das Vermögen, welches der Gemeinſchuldner erwirbt, nachdem die Been⸗ 
digung des Konkurſes ausgeſprochen iſt (§. 277.) „fällt feiner Verwaltung und 
Verfügung anheim. Die nicht vollſtändig befriedigten Konkursgläubiger und die 
a Gläubiger ſind befugt, ſich an daſſelbe im gewöhnlichen Verfahren zu 
halten. i a 


Artikel II. 


Wo in den Geſetzen und insbeſondere in der Konkursordnung ſelbſt bisher 
auf einen der im Artikel I. bezeichneten Paragraphen hingewieſen iſt, bezieht ſich 
Gf Hinweiſung fortan auf den Paragraphen in feiner vorſtehend abgeänderten 

eſtalt. 5 


Artikel UI. 


Am Schluß des dritten Abſchnitts des zweiten Titels der Konkursordnung 
wird folgender neuer Paragraph eingeſchaltet. 


F. 136a. 


In Betreff des einſtweiligen Verwaltungsrathes finden die auf den definitiven 
e bezüglichen Vorſchriften der §§. 212. 214. 218. und 219. An⸗ 
wendung. 

Der einſtweilige Verwaltungsrath hat bei der Ermittelung, Erhaltung und 
vorläufigen Benutzung der Maſſe das Intereſſe der Gläubigerſchaft wahrzunehmen. 

Der einſtweilige Verwaltungsrath iſt in den Fällen des $. 16. und der 
$$. 158. und 159., ferner über die Fortſetzung des Geſchäfts des Gemein⸗ 
ſchuldners (§. 144.), über das Inventar und die Taxe ($. 153.), die Bilanz 
(H. 155.) und den Bericht des Verwalters über die Lage der Sache ꝛc. (F. 163.), 
ſowie über den Antrag des Gemeinſchuldners „ihm eine Unterſtützung zu ſeinem 
Unterhalt und zum Unterhalt ſeiner Familie zu gewähren (§. 162.), gutachtlich 
zu hören. Die Erklärungen des Verwaltungsrathes ſind den zur Einſicht aus⸗ 
zulegenden Schriftſtücken ($$. 155. 163.) beizufügen. 

Beim Akkordverfahren iſt den Mitgliedern des einſtweiligen Verwaltungs⸗ 
rathes ſowohl vom Erörterungstermine als von den ee 
Nr. 7357.) §. : 


| ne 
(F. 183. 187.) Kenntniß zu geben, und jedem im Termine erſcheinenden Mit⸗ 
gliede zu ſeinen Erklärungen das Wort zu verſtatten. 


5 Artikel IV. 

Das Geſetz tritt am 1. Juli 1869. in Kraft. 

Es bleiben jedoch in den vor dieſem Tage eröffneten Konkurſen die $$. 17. 
und 128. der Konkursordnung noch in ihrer bisherigen Faſſung maaßgebend. 
Daſſelbe findet in denjenigen Konkurſen, in welchen der erſte Prüfungstermin 
vor dieſem Tage anſteht, hinſichtlich der H. 182. 189. und 208. ſtatt. 


Artikel V. 


Der F. 56. der neuen Faſſung kommt auch hinſichtlich derjenigen Hypo⸗ 
theken, welche vor dem J. Juli 1869. hinter einer Korrealhypothek eingetragen 
ſind, zur Anwendung, jedoch mit der Beſchränkung, daß der Gläubiger einer 
ſolchen Hypothek im Kaufgelderbelegungs⸗Termine darauf anzutragen berechtigt 
iſt, den ihm nach §. 56. der bisherigen Faſſung von der Maſſe des mitverhafteten 
Grundſtücks gebührenden Antheil zu ermitteln und ihm zu überweiſen. In dem 
Falle der Nr. 3. des |. 56. der bisherigen Faſſung wird der ermittelte Antheil 
im Hypothekenbuche des mitverhafteten Grundſtücks an der Stelle der Korreal⸗ 
hypolhek für den Gläubiger eingetragen. 

Bei dieſer Ermittelung gilt als Kaufgeldmaſſe eines mitverhafteten, aber 
nicht zur Subhaſtation ſtehenden Grundſtücks diejenige Summe, welche ſich zu 
dem Betrage der auf dieſem Grundſtücke haftenden Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
ebenſo verhält, wie der Kaufpreis des ſubhaſtirten Grundſtücks zu dem Betrage 
der auf dieſem haftenden Grund⸗ und Gebäudeſteuer, oder wenn bereits mehrere 
mithaftende Grundſtücke ſubhaſtirt ſind, wie die Summe der Kaufpreiſe zu der 
Summe der Steuerbeträge. Hierbei iſt derjenige Steuerbetrag maaßgebend, 
welcher am 1. Juli 1869. auf den Grundſtücken haftet. 

Der Eigenthümer des mitverhafteten Grundſtücks und die auf demſelben 
hinter der Korrealhypothek eingetragenen Gläubiger ſind befugt, in dem Ermit⸗ 
telungsverfahren ihr Intereſſe wahrzunehmen und werden deshalb von den an 
zuſetzenden Terminen benachrichtigt. - 


Artikel VI. 


Nach der Vorſchrift des Artikels V. werden auch bei den auf Grund des 
$. 56. der bisherigen Faſſung in dem Hypothekenbuche eingetragenen Vermerken 
die den betheiligten Gläubigern zuſtehenden Summen auf den Antrag eines 
Gläubigers oder des Eigenthümers ermittelt und an der Stelle des Vermerks 
eingetragen. Der Antrag iſt bei dem Subhaſtationsrichter, auf deſſen Erſuchen 
der Vermerk eingetragen worden, zu ſtellen. 


Artikel VII. 


Für das Ermittelungsverfahren, mit Ausnahme der Prozeßverhandlungen x 
über hervortretende Streitpunkte, und für die Umſchreibung in dem Bppoß, 5 4 
uche 
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buche werden Gerichtskoſten nicht angeſetzt. Baare Auslagen find von den 
Extrahenten einzuziehen. i 

g Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
0 Königlichen Inſiegel. 

| Gegeben Berlin, den 12. März 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


(Nr. 7358.) Geſetz, betreffend die Ausſtellung gerichtlicher Erbbeſcheinigungen. Vom 
12. März 1869. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, mit Einſchluß des Jadegebietes, was folgt: 


8.1 


Jeder geſetzliche Erbe (Inteſtaterbe) iſt befugt, auf Ausſtellung einer Erb⸗ 
beſcheinigung bei dem zuſtändigen Gerichte anzutragen. 


§. 2. 

Zuſtändig iſt dasjenige zur Ausübung der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
berufene Gericht, im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln dasjenige 
Friedensgericht, in deſſen Bezirk der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes ſeinen ordent⸗ 
lichen Gerichtsſtand gehabt hat. 8 


Der Antragſteller hat den Tod des Erblaſſers und das perſönliche Ver⸗ 
hältniß zu demſelben, auf welchem fein Erbrecht beruht, ſoweit die Thatfachen 
nicht notoriſch ſind, durch öffentliche Urkunden oder, wo ſolche gar nicht oder 
ſchwer zu beſchaffen ſind, durch Zeugen, wohin auch Notorietätszeugen zu rechnen, 
überzeugend nachzuweiſen. 0 
1 Der Erbe hat dem Gericht eine eidesſtattliche Verſicherung, 
daß ihm andere gleich nahe oder nähere Erben nicht bekannt ſeien, er 
auch nicht wiſſe, daß der Erblaſſer eine letztwillige Verfügung hinter⸗ 
laſſen habe, 

abzugeben. Dieſe Erklärung muß zu gerichtlichem oder notariellem Protokoll 

aufgenommen ſein. 

Jahrgang 1869. (Nr. 73577358.) 63 Sind 
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Sind mehrere Erben vorhanden, fo bleibt es dem Ermeſſen des Gerichts 
überlaſſen, dieſe Verſicherung von allen oder nur von einem oder mehreren Mit⸗ 
erben zu 8 

In den Landestheilen des Gemeinen Rechts wird hinſichtlich einer bei der 
Erbſchaft in Betracht kommenden Perſon, welche beim Anfall der Erbſchaft das 
ſiebenzigſte Lebensjahr überſchritten haben würde, und von deren Leben oder Tod 
keine Nachricht zu erhalten iſt, angenommen, daß ſie den Anfall der Erbſchaft 
nicht erlebt habe. 

Zur Ergänzung des Nachweiſes kann das Gericht, geeigneten Falls, ein 
öffentliches Aufgebot der unbekannten Erben erlaſſen. 


F. 4. 

In dem Aufgebot ſind alle diejenigen, welche nähere oder gleich nahe Erb⸗ 
anſprüche an den Nachlaß zu haben vermeinen, aufzufordern, ihre Anſprüche bis 
0 einem beſtimmten Termine anzumelden, und zwar unter der Verwarnung, 

aß nach Ablauf des Termins die Ausſtellung der Erbbeſcheinigung 1 95 
werde. Der Termin iſt mindeſtens auf drei Monate hinaus zu beſtimmen. ie 
Bekanntmachung erfolgt durch eine oder mehrere Anzeigen in öffentlichen Blättern 
nach dem Ermeſſen des Gerichts, ſowie durch Anſchlag an der Gerichtsſtelle. Ein 
Ausſchlußurtheil ergeht nicht. a 

$. 5. 

Das Gericht hat, wenn es das Erbrecht für nachgewieſen erachtet, eine 
urkundliche Beſcheinigung darüber auszuſtellen. 

Liegt eine letztwillige Anordnung vor, welche, ohne Erben einzuſetzen, über 
den Nachlaß oder einen Theil deſſelben Verfügung trifft, ſo hat der ichter die 
betreffende Urkunde in der Erbbeſcheinigung deutlich zu bezeichnen. 


$. 6. 

Die Rechte des wahren Erhen werden durch die Erbbeſcheinigung nur 
darin beſchränkt, daß er die von dritten Perſonen redlicher Weiſe mit dem in 
der Erbbeſcheinigung benannten Erben über den Nachlaß vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte, insbeſondere auch die demſelben von Nachlaßſchuldnern geleiſteten 
Zahlungen, gegen ſich gelten laſſen muß. 

erſelbe hat jedoch, wenn eine freigebige Verfügung unter Lebendigen 
oder von Todes wegen den Gegenſtand des Rechtsgeſchäftes bildet, inſoweit einen 
Anſpruch gegen den Erwerber, als dieſer ſich noch im Beſitze des Erworbenen 
oder daraus bereichert findet. 

Auf Grund einer vorgelegten Erbbeſcheinigung kann die Ueberſchreibung 
von Rechten des Erblaſſers auf den Erben in öffentlichen Büchern (Grund; 
Hypotheken⸗, Unterpfands- Währſchafts⸗ x. Büchern, Gewerkenbüchern, Schiffs⸗ 
regiſtern und dergl.) bewirkt werden. i 


$. 7. 
Die in den einzelnen Landestheilen geltenden Vorſchriften und Rechts⸗ 
grundſätze über die Gültigkeit und Wirkſamkeit von Rechtsgeſchäften , die 15 
ni 


= 1b 


nicht mit einer Erbbheſcheinigung verſehener vermeintlicher Erbe als ſolcher in 
Beziehung auf den Nachlaß vorgenommen hat, werden durch die Beſtimmungen 
des $. 6. nicht berührt. 
$. 8. 
e zu dem Nachlaſſe einer Perſon, welche zur Zeit ihres Todes in 
Preußen keinen ordentlichen Gerichtsſtand hatte, Grundſtücke, in öffentlichen 


Büchern eingetragene Rechte oder in der Verwahrung einer Preußiſchen Behörde 


befindliche Gegenſtände, ſo iſt das Gericht, in deſſen Bezirk das betreffende 
Grundſtück belegen iſt, das öffentliche Buch geführt oder der Gegenſtand ver⸗ 
wahrt wird, zur Ausſtellung einer Beſcheinigung zuſtändig, welche den Erben 
zur Verfügung über das Grundſtück oder das eingetragene Recht oder zur 
Empfangnahme des verwahrten Gegenſtandes legitimirt. 

§. 9. 

Wenn in einer letztwilligen Verfügung die Erben oder ſonſtige Berechtigte 
nicht mit derjenigen Beſtimmtheit, welche zur Beſchaffung der Legitimation erfor⸗ 
derlich iſt, bezeichnet worden ſind, ſo können dieſelben bei dem zuſtändigen Gericht 
($. 2.) auf Ausſtellung einer ergänzenden Beſcheinigung antragen. 

In derſelben iſt nur zu bezeugen, daß die Antragſteller ihre Identität mit 
den in der betreffenden letztwilligen Beſtimmung bezeichneten Perſonen nach⸗ 
gewieſen haben. 

Die Beſtimmungen des F. 6. finden auch auf ergänzende Beſcheinigungen 
Anwendung, ſoweit es auf die darin beſcheinigte Thatſache ankommt. 


$. 10. 


Das Verfahren richtet ſich auch in den Fällen der SF. 8. und 9. nach 
den Vorſchriften der $$. 3. und 4. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. März 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 5 
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(Nr. 7359.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Februar 1869., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 

liſchen Vorrechte an den Kreis Fürſtenthum, Regierungsbezirk Cöslin, für 

8 den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von Cörlin nach 
Groß⸗Jeſtin an der Colberg⸗Schievelbeiner Kreisſtraße. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Fürſtenthumer 
Kreiſe, im Regierungsbezirk Cöslin, beabſichtigten Bau der Chauſſee von Cörlin 
100 Groß⸗Jeſtin an der Colberg⸗Schievelbeiner Kreisſtraße genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Fürſtenthum das Expropriationsrecht für die 
Mr dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
er Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach ee der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, 
einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. - 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 22. Februar 1869. 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. ' 


(Nr. 7360) 
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(Nr. 7360.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Fürſtenthumer Kreiſes im Betrage von 47,000 Thalern, V. Emiffion. 
Vom 22. Februar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


Nachdem von den Kreisſtänden des Fürſtenthumer Kreiſes, im Regie⸗ 
rungsbezirk Cöslin, auf den Kreistagen vom 30. Januar und 11. Mai 1852. 
und 9. Mai 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe 
zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 47,000 
Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger 
noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des §. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Austellung von Obligationen zum Betrage 
von 47,000 Thalern, in Buchſtaben: ſieben und vierzig Tauſend Thalern, welche 
in folgenden Apoints: 


20 Stück 20,000 Thaler à 1000 Thaler, 
36 00 2 0 


. = 8,0 5 a 50 5 
2 ,. 7200 d 00 
%% ũ ůBꝛa ß 
24 = 60 3 28 . 


= 47,000 Thaler, 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
. vier und einhalb Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu 
beſtimmenden Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigſtens jährlich 
Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
perſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Anſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 

des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. i 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich 175 Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird ‚ iſt durch die Geſetz⸗ 

ammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


| Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
| Königlichen Inſiegel. 

| Gegeben Berlin, den 22. Februar 1869. 

| (L. S.) Wilhelm. 

“= Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


| 
hi 


(Nr. 7860.) Pro⸗ 
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Provinz Pommern, Xegierungsbezirk Cöslin. 


Obligation 
des 
Fürſtenthumer Kreiſes 
V. Emiſſion 
Litt r.. S 


über 


o Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unterͤm beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
30. Januar und 11. Mai 1852. und 9. Mai 1868. wegen Aufnahme einer 
Schuld von 47,000 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche ommiſſion für den 
Chauſſeebau des Fürſtenthumer Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für 
jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu 
einer Schuld von Thalern Preußiſch Kurant nach dem beſtehenden 
Münzfuße, welche für den Kreis kontrahirt worden und mit vier und einem 
halben Prozent jährlich zu verzinſen tft. 8 f 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 47,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 
fonds von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den 
getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 

das Lods beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem 
Monate Juli jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
ene en durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung 
erfolgen ſoll / e bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem A ele in dem Kreisblatte des 
Fürſtenthumer Kreiſes, dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Cöslin, 
ſowie in dem Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger. 
ö Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
erechnet, mit vier und einem halben Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit 
jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweise dieſer Schulbverjepneibung, 
ei 
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bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Cöslin, und zwar auch in der nach dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital ab⸗ 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nicht 
erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. $. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Cöslin. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind vier halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1870. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Cöslin gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 


mit ſeinem Vermögen. 


kei Deſſen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt 


Cöslin, den ten 185% 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für den Chauſſeebau im Fuͤrſtenthumer 
Kreiſe. 


(Nr. 7860) i Pro⸗ 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslin. 
Zinskupon 

zu der 
Kreis - Obligation des Fuͤrſtenthumer Kreiſes 
V. Emiſſion 
Littr.....- 3 


über 
5 Thaler... . Silbergroſchen. 


Der Inhaber 0 Br a gegen deſſen 1 in der 
eit vom ten bis. reſp. vom ten . 


3 
und e die Spie Are vorbenannten Kreis⸗ 1 für das bee 
ii 


· 59556555 


Cöslin, 1 „„ 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion ir 1 Chauſſebau im Fuͤrſtenthumer 
Kreiſe 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fa älligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Halbjahres an ene erhoben wird. 


provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslin. 


ine e 


zur 


Kreis Obligation des Fuͤrſtenthumer Kreiſes 
V. Emiffion. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obligation 


des ee Kreiſes V. Emiſſion 
Litt !:! . Aber Thaler a 4% 1 Zinſen 


die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 1 bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſ. e zu Cöslin, ſofern von Seiten des Inhabers der Obligation kein 
Widerſpruch dagegen erhoben wird. 
Cöslin, den ten 85 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fuͤr eite Chauſſeebau im Furſtenthumer 
Kreiſe 


Redigirt im Büreau des Staats Miniſteriums. 
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